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Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zur dritten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neuregeiung des Besoidungsrechts in 
Bund und Ländern (2. BesVNG) 

- Drucksachen 7/1906, 7/2442, 7/612, 7/3213, 7/3249 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1 . unverzüglich in Untersuchungen darüber einzutreten, welche 
Funktionen und Ämter 

a) des heutigen höheren Dienstes in den Besoldungsgrup- 
pen A 13/A 14 künftig zur Wahrnehmung durch Fach- 
hochschulabsolventen mit entsprechender Berufserfah- 
rung und vorab zur Wahrnehmung durch besonders qua- 
lifizierte und bewährte Beamte des bestehenden geho- 
benen Dienstes - ggf. nach besonderer Fortbildung - so- 
wie 

b) des heutigen gehobenen Dienstes in den Besoldungsgrup- 
pen A 9/A 10 künftig zur Wahrnehmung durch Absolven- 
ten verbesserter Aus- oder Fortbildungsgänge für den 
mittleren Dienst, im technischen Bereich insbesondere 
durch Absolventen anerkannter Technikerschulen mit 
entsprechender Berufserfahrung, 

geeignet sind; 

2. dem Bundestag bis zum 1. Juli 1975 mindestens einen Zwi- 
schenbericht und spätestens zum 1. Januar 1976 einen ab- 
schließenden Bericht über die Ergebnisse der Untersuchun- 
gen vorzulegen. 


Bonn, den 26. Februar 1975 


Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Die schrittweise Entwicklung zu höheren Anforderungen in 
den Vor- und Ausbildungsgängen auch des öffentlichen Dien- 
stes macht eine Aulockerung der bestehenden Laufbahnstruk- 
tur möglich und notwendig. Der Antrag zielt darauf ab, mehr 
Durchlässigkeit zwischen den Laufbahnen dadurch zu erreichen, 
daß befähigte und berufserfahrene Beamte des gehobenen 
Dienstes - künftig Absolventen von Fachhochschulen - in Kon- 
kurrenz mit Absolventen wissenschaftlicher Hochschulen um 
einen Teil der Funktionen des heutigen höheren Dienstes tre- 
ten können. Ebenso sollen befähigte Beamte des mittleren Dien- 
stes, im technischen Bereich insbesondere Absolventen aner- 
kannter Technikerschulen, in die Konkurrenz um einen Teil 
der Funktionen des heutigen gehobenen Dienstes eintreten 
können. Diese Lösung fördert - unter Vermeidung von Stel- 
lenhebungen oder -Vermehrungen - einen gesunden Leistungs- 
wettbewerb um die vorhandenen Stellen im öffentlichen Dienst. 
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